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1. Instanz

Aktenzeichen S 38 AS 3126/19 ER
Datum 30.08.2019

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Tatbestand:

Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung verurteilt, an den
Antragsteller 10 EUR im Monat wÃ¤hrend des Besuches der Oberstufe zu zahlen.
Der Antragsteller ist verpflichtet, der Antragsgegnerin drei Tage nach Erhalt des
Zeugnisses das Halbjahreszeugnis und das Schuljahresendzeugnis unaufgefordert
vorzulegen. Im Ã�brigen wird der Antrag auf einstweilige Anordnung vom 24.7.2019
abgelehnt. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I. In dem zu Grunde liegenden Eilverfahren begehrt der am 19.01.20xx geborene
Antragsteller, vertreten durch seinen Vater, den Zuschuss fÃ¼r ein PC bzw. Laptop
nebst ZubehÃ¶r und Serviceleistungen i.H. v. 600 EUR. Der Antragsteller wohnt
zusammen mit seinen Eltern und seinem Ã¤lteren Bruder. Er besucht im Schuljahr
2019/2020 die 11. Klasse (Oberstufe) der Gesamtschule S. in M. In den
Sommerferien 2019 Ã¼bte der Antragsteller keinen Ferienjob aus, weil der Vater
des Antragstellers vorgetragen hat, dass der Antragsteller gesundheitlich
eingeschrÃ¤nkt ist. Ausweislich des Zeugnisses vom 13.07.2018 hat der
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Antragsteller im Schuljahr 2017/2018 die K.-Z.-Schule, Ganztagsgymnasium der
Stadt M., besucht und dort die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen
Oberstufe erworben.

Nach den AusfÃ¼hrungen seines Vaters benÃ¶tigt der Antragsteller fÃ¼r den
Besuch der Oberstufe und des von ihm gewÃ¤hlten Informatikkurses einen
Laptop/PC fÃ¼r die Internetrecherche, Hausaufgabenbearbeitung und
Ã�bungsaufgaben. Am 27.06.2019 hat der Antragsteller, vertreten durch seinen
Vater einen Antrag auf GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfes fÃ¼r einen Laptop/PC
gestellt, den die Antragsgegnerin durch Bescheid vom 03.07.2019 abgelehnt hat.
Dagegen hat der Antragsteller am 05.07.2019 Widerspruch erhoben, den die
Antragsgegnerin durch Widerspruchsbescheid vom 23.07.2019 abgelehnt hat. Zur
BegrÃ¼ndung hat sie ausgefÃ¼hrt, dass zwar ein einmaliger Bedarf im Sinne des 
Â§ 21 Abs. 6 SGB II vorliege, aber die Kosten fÃ¼r einen Laptop/PC dort nicht
aufgefÃ¼hrt seien. Da die Antragsgegnerin an Art. 20 Abs. 3 GG gebunden sei, sei
die Ã�bernahme von Anschaffungskosten fÃ¼r einen Laptop/PC im Wege des Â§ 21
Abs. 6 SGB II nicht mÃ¶glich. Am 24.07.2019 stellte der Antragsteller, vertreten
durch seinen Vater, dem erkennenden Gericht einen Eilantrag gestellt. Er ist der
Auffassung, dass zum Besuch der Oberstufe und zum Erreichen eines
Schulabschlusses in der Oberstufe zwingend ein privater Computer notwendig sei.
Ein solcher Computer sei fÃ¼r eine Internetrecherche, Hausaufgabenbearbeitung,
Ã�bungsaufgaben und fÃ¼r das Absolvieren des Informatikkurses erforderlich. Das
Gericht hat am 05.08.2019 die Schule des Antragstellers angeschrieben und die
Beantwortung verschiedener Fragen erbeten. Mit Schreiben vom 15.08.2019
antwortete die Schule, dass fÃ¼r den Eintritt in die Sekundarstufe II (11. Klasse)
nicht der Besitz eines privaten Computers des SchÃ¼lers notwendig sei. Dem
Unterricht kÃ¶nne auch ohne den Besitz eines privaten Computers in
ausreichendem MaÃ�e gefolgt werden. FÃ¼r die vollumfÃ¤ngliche Erledigung von
Hausaufgaben und fÃ¼r Referate, die Erledigung von Hausaufgaben und Referaten
im Fach Informatik sei nur der Zugang zu einem Computer erforderlich. Die Schule
selbst aber kÃ¶nne den SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼lern auÃ�erhalb des Unterrichts
wegen der Raumsituation und der Ausstattung der Schule zur Erstellung von
Referaten oder zur Bearbeitung von Hausaufgaben keine schulischen Computer
auÃ�erhalb des Unterrichts zur VerfÃ¼gung stellen. Es gebe weder Arbeitsgruppen
mit Computern noch sei der Zugriff auf das Internet im GebÃ¤ude der Oberstufe
mÃ¶glich. Die telefonische Nachfrage des Gerichts bei der Stadt M. hat ergeben,
dass der Zugang zum Internet fÃ¼r SchÃ¼ler gegeben ist. Die Ã�ffnungszeiten der
Stadtbibliothek an der S.straÃ�e in M. sind Montag bis Freitag von 10:00 Uhr bis
18:30 Uhr und am Samstag von 10:00 bis 14:00 Uhr. Die SchÃ¼ler haben hierfÃ¼r
einen Jahresbeitrag von zehn Euro zu leisten. Dort ist auch ein Ausdrucken
mÃ¶glich. DarÃ¼ber hinaus gibt es in der Umgebung des Antragstellers
InternetcafÃ©s, die gegen eine GebÃ¼hr dem Antragsteller Zugang zu einem
Computer geben wÃ¼rden. Somit ist auch ein Zugang zu einem Computer an
Sonntagen gegeben. Dort ist ebenfalls ein Ausdrucken mÃ¶glich.

Der Antragsgegner beantragt,

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem
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Antragsteller fÃ¼r die Anschaffung eines Laptops/PC nebst ZubehÃ¶r und
Serviceleistungen einen zweckgebundenen, einmaligen, nicht rÃ¼ckzahlbaren
ZuschuÃ� in einer HÃ¶he von 600 EUR zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass keine Rechtsgrundlage fÃ¼r die
Anerkennung eines Mehrbedarfes fÃ¼r die Anschaffung eines Laptops/PC nebst
ZubehÃ¶r und Serviceleistungen bestÃ¼nde. AuÃ�erdem sei die Entscheidung des
Sozialgerichts Gotha vom 17.8.2018, Az. S 26 AS 3071/17 eine
Einzelfallentscheidung und die Antragsgegnerin sei daran nicht gebunden. Der
Antragsteller besitze keinen Anspruch auf die Anschaffung eines privaten
Laptops/PC fÃ¼r den Besuch der Oberstufe. Zudem habe insoweit das SG Berlin
explizit auf die ZustÃ¤ndigkeit der Schule (Az. S 185 AS 11618/18) verwiesen. Auch
bestÃ¼nde fÃ¼r den Antrag kein RechtsschutzbedÃ¼rfnis, weil der Antragsteller
die Schule nicht vor den Ferien kontaktiert habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte Bezug genommen. Diese ist Gegenstand der Entscheidung
gewesen.

II. Der gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 SGG zulÃ¤ssige einstweilige Rechtsschutzantrag ist
zum groÃ�en Teil unbegrÃ¼ndet, denn nur i.H. v. 10 Euro pro Monat begrÃ¼ndet.
Streitgegenstand ist ausdrÃ¼cklich nicht die darlehnsweise LeistungsgewÃ¤hrung,
weil sich das Begehren des Antragstellers bzw. seines Vaters ausschlieÃ�lich auf
eine zuschussweise Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die Anschaffung eines privaten
Computers/PC richtet. Dem Antrag mangelt hier nicht an dem erforderlichen
RechtsschutzbedÃ¼rfnis, weil erst am 4.4.2019 die Kurswahl erfolgte und erst nach
Erhalt den Zeugnisses der Klasse 10 feststand, dass der Antragsteller die 11. Klasse
besucht und fÃ¼r ihn die Anschaffung eines privaten Computers relevant war. Ein
RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die Anrufung des Gerichts ist auch dann gegeben,
wenn zwischen der Antragstellung bei der BehÃ¶rde und der der Antragstellung bei
Gericht erst kurze Zeit vergangen ist. UmstÃ¤nde, die fÃ¼r eine besondere
Dringlichkeit sprechen, sind hier aufgrund der Sommerferien erkennbar. Der
Antragsteller, vertreten durch seinen Vater, hat bereits am 27.6.2019 vor Beginn
der Sommerferien einen Antrag bei der Antragsgegnerin gestellt, der abgelehnt
wurde. Der Vater des Antragstellers hat im Namen des Antragstellers dagegen
Widerspruch erhoben, der durch Widerspruchsbescheid vom 05.07.2019 abgelehnt
wurde. Die Sommerferien in Nordrhein-Westfalen begannen am 15.07.2019 endeten
am 28.08.2019, so dass der Vater des Antragstellers, weil er davon ausging, dass
die Antragsgegnerin und nicht die Schule zustÃ¤ndig ist, keine MÃ¶glichkeit hatte,
dies vor Beginn der Sommerferien mit der Schule klÃ¤ren. Nach Â§ 86b Abs. 2 S. 2
SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag eine einstweilige Anordnung zur
Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher
Nachteile notwendig erscheint. Der Erlass einer einstweiligen Anordnung setzt somit
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voraus, dass ein materieller Anspruch besteht, fÃ¼r den vorlÃ¤ufigen Rechtsschutz
begehrt wird (sog. Anordnungsanspruch) und dass der Erlass einer gerichtlichen
Entscheidung besonders eilbedÃ¼rftig ist (sog. Anordnungsgrund). Ein Eilbedarf
besteht, wenn dem Betroffenen ohne die Eilentscheidung eine erhebliche, Ã¼ber
Randbereiche hinausgehende Verletzung in seinen Rechten droht, die durch die
Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr beseitigt werden kann (vgl BVerfG
Beschluss vom 12.05.2005 â�� 1 BvR 569/05 Rn 23 â�� Breith 2005, 803; BVerfG
Beschluss vom 16.05.1995 â�� 1 BvR 1087/91 Rn 28 â�� BVerfGE 93, 1). Der vom
Antragsteller geltend gemachte (Anordnungs-)Anspruch und die EilbedÃ¼rftigkeit
sind glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG in Verbindung mit Â§Â§ 920 Abs.
2, 294 Abs. 1 Zivilprozessordnung (ZPO)). FÃ¼r die Glaubhaftmachung genÃ¼gt es,
wenn die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen von Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund Ã¼berwiegend wahrscheinlich sind (vgl. BSG, Beschluss vom
08.08.2001 â�� B 9 V 23/01 B â�� SozR 3-3900 Â§ 15 Nr. 4). Vorliegend fehlt es
nach der im einstweiligen Rechtsschutzschutz anzustellenden summarischen
PrÃ¼fung an der Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrundes und eines
Anordnungsanspruchs fÃ¼r die Anschaffung eines privaten Computers. Ein
Anordnungsgrund kann nur bejaht werden, wenn den Antragstellern schwere und
unzumutbare Nachteile drohen, die durch die Entscheidung in der Hauptsache nicht
mehr revidiert werden kÃ¶nnen. Einen solchen Nachteil hat der Antragsteller nicht
glaubhaft gemacht, der Besuch der Oberstufe ist nicht davon abhÃ¤ngig, dass der
Antragsteller einen privaten Computer besitzt. Der Antragsteller benÃ¶tigt nur
einen Zugang zu einem Computer. Dies ist durch den Besuch der Stadtbibliothek
oder eines InternetcafÃ©s gewÃ¤hrleistet. Dies folgt aus Ziffer 1 des Tenors. Durch
diesen monatlichen Geldbetrag ist es dem Antragsteller mÃ¶glich, an jeden Tag in
der Woche einen Zugang zu bekommen, wenn er fÃ¼r die Schule erforderlich ist. Es
besteht keine Rechtsgrundlage fÃ¼r den Anspruch des Antragstellers auf
Kostenersatz fÃ¼r die Anschaffung eines privaten Computers fÃ¼r zu Hause. Â§ 21
Abs. 6 SGB II sieht fÃ¼r Sondersituationen vor, dass zur Bedarfsdeckung ein
HÃ¤rtefallmehrbedarf nach Â§ 21 Abs. 6 SGB II gegeben sein muss, dessen
Voraussetzungen bei verfassungskonformer Auslegung erfÃ¼llt sind. Der aufgrund
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Grundrecht auf
GewÃ¤hrleistung ein menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums (Art. 1 Abs. 1 i.V.m.
dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG) des in das SGB II eingefÃ¼hrten
zusÃ¤tzlichen Anspruchs auf einen HÃ¤rtefallmehrbedarf soll unter anderem
Sondersituation Rechnung tragen, wenn ein seiner Art oder HÃ¶he nach
auftretender Bedarf von der Statistik nicht aussagekrÃ¤ftig erfasst wird und sich der
Regelbedarf als unzureichend erweist (BSG, Urteil vom 08.05.2019, B 14 AS 13/18 R
, Rn. 17). Dem Leistungsberechtigten wird nach Â§ 21 Abs. 6 S. 1 SGB II ein
Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall ein unabweisbarer, laufender, nicht nur
einmalige Bedarf besteht. Der Mehrbedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere
nicht durch die Zuwendung Dritter sowie unter BerÃ¼cksichtigung von
EinsparmÃ¶glichkeiten der Leistungsberechtigten gedeckt ist und seiner HÃ¶he
nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht. Der Bedarf fÃ¼r die
Anschaffung eines privaten Computers ist kein besonderer Bedarf, der unzutreffend
vom Regelbedarf erfasst wird (SG Berlin, Entscheidung vom 16.10.2007, S 104 AS
25229/07 ER; SG Berlin, KlagerÃ¼cknahme vom 27.02.2019, Az. S 185 AS 11618/18
). Die AusfÃ¼hrungen der Schule des Antragstellers in dem Schreiben vom
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15.08.2019 belegen, dass der Antragsteller fÃ¼r den Besuch der Oberstufe keinen
privaten Computer benÃ¶tigt, sondern lediglich einen Zugang zu einem solchen
Computer fÃ¼r die Erledigung von Hausaufgaben und Referaten bzw. fÃ¼r das
Fach Informatik. Der Antragsteller besitzt nach Â§ 21 Abs. 6 SGB II deshalb keinen
Anspruch auf die Kosten fÃ¼r die Anschaffung eines privaten Laptops/PC den
Besuch der Oberstufe. Die Schule des Antragstellers hat lediglich angegeben, dass
er auÃ�erschulisch einen Zugang zu einem PC fÃ¼r den Besuch der Oberstufe
benÃ¶tigt. Der Zugang zu einem internetfÃ¤higen PC ist dem Antragsteller in der
Stadtbibliothek in M. oder einem InternetcafÃ© an jedem Tag in der Woche
mÃ¶glich. Insofern besteht kein HÃ¤rtefallfallbedarf nach Â§ 21 Abs. 6 SGB II fÃ¼r
die Anschaffung eines privaten Computers. Der Antragsteller besitzt nur einen
Anspruch auf einen Zugang zu einem internetfÃ¤higen Computer gemÃ¤Ã� Â§ 21
Abs. 6 SGB II auÃ�erhalb der Schule. Bei der Entscheidung des SG Gotha vom
17.08.2018, S 26 AS 3971/17 handelt es sich um eine Einzelfallentscheidung und
die dortigen Darlegungen gelten nicht unbedingt fÃ¼r Kinder, die bereits 16 Jahre
alt sind und denen durchaus zumutbar ist, dass sie sich den PC selbst etwa im
Rahmen eines Ferienjobs verdienen. Der Zugang zu einem Computer ist notwendig,
damit der Antragsteller nicht von vornherein in der Oberstufe "abgehÃ¤ngt" wird.
Den Jobcenter kommen insoweit auch die Stellung als AusfallbÃ¼rgen zu
(Bundessozialgericht, Entscheidung vom 25.04.2018, B 4 AS 19/17 B er; Rixen, SGb
2010, 240,244; BSG, Urteil vom 08.05.2019, B 14 AS 13/18 B R). Insofern greift hier
nicht, dass die Schule fÃ¼r die MÃ¶glichkeit, privat einen Computer nutzen zu
kÃ¶nnen, sorgen muss. Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden
Anwendung des Â§ 193 SGG und trÃ¤gt dem Unterliegen des Antragstellers, so dass
auÃ�er Acht gelassen werden konnte, dass der Antragsteller monatlich zehn Euro
gesprochen bekommt.

Erstellt am: 03.09.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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